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(Nr. 3126.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Arnswalder Kreide 
Obligationen zum Betrage von 100,000 Rthlr. Vom 14. April 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Arnswalder Kreisſtaͤnden mittelſt des von Uns unterm 25, 
Juni 1848. beftätigten Beſchluſſes vom 2. Februar 1848. zur Ausführung der 
fuͤr Rechnung des Kreiſes einzuleitenden Chauſſeebauten die Aufbringung einer 
Summe von 100,000 Rthlr. und deren Beſchaffung durch eine Anleihe oder 
durch Kreirung von Kreisobligationen beſchloſſen und demnaͤchſt die Genehmi- 
gung zur Ausgabe auf den Inhaber lautender, mit Zinsſcheinen verſehener 
Kreisobligationen im Betrage von 100,000 Rthlrn. in Antrag gebracht worden, 
wollen Wir in Gemäßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen 
Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung für jeden Inha⸗ 
ber enthalten, zur Ausgabe von Arnswalder Kreisobligationen bis jur Ge⸗ 
ſammtſumme von 100,000 Rthlrn., welche Seitens der Gläubiger unkuͤndbar, 
nach dem anliegenden Schema in Apoints von 50 Rthlr. bis 500 Rthlr. aus⸗ 
zuſtellen, mit fuͤnf Prozent zu verzinſen und binnen ſpaͤteſtens 42 Jahren von 
Vollendung der Eingangs gedachten Chauſſeebauten ab gerechnet, aus dem vom 
Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds nach der durch das Loos zu beſtimmen— 
den Folgeordnung zu tilgen ſind, falls ſie aber der erfolgten und waͤhrend der 
nächften zehn Jahre nach dem Verfalltage jaͤhrlich wiederholten oͤffentlichen 
Bekanntmachung ungeachtet, nicht zur Realiſation eingehen, von der Chauſſee— 
bau⸗Kommiſſion öffentlich für erloſchen erklaͤrt werden, durch gegenwaͤrtiges Privile⸗ 
gium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung erteilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
bh Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 
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Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Arnswalder Kreis-Obligation. 
R 


Rthlr.. Preußiſch Kurant. 


Die Chauſſeebau-Kommiſſion des Arnswalder Kreiſes bekennt auf Grund 
des unter dem 25. Juni 1848. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten eee vom 
2. Februar 1848. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe für jeden Inhaber guͤl— 
tige Verſchreibung zu einer Schuld von 


„* Thalern Preußiſch Kurant 


nach dem Muͤnzfuße von 1764. Die Ruͤckzahlung dieſer Summe erfolgt aus 
einem zu dieſem Zweck gebildeten Tilgungsfonds in einer durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung 6 Monate nach vorhergegangener öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung gegen Rückgabe dieſer Obligation in Preußiſch Kurant. Bis 
dahin wird dieſelbe jahrlich mit 5 Prozent in Preußiſch Kurant verzinſt. Die 
Zinſen werden gegen Ruͤckgabe der den Obligationen beigefuͤgten Kupons in 
halbjaͤhrlichen Terminen bei der Chauſſeebaukaſſe zu Arnswalde gezahlt. Die 
Bekanntmachung der Nummern der ausgelooften Obligationen und deren Kuͤn⸗ 
digung erfolgt durch die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Frankfurt 
a. d. O. und zu Stettin, das Arnswalder Kreisblatt, die Berliner Haude und 
Spenerſche und die Berliner Voſſiſche Zeitung mit der rechtlichen Wirkung, 
daß die Inhaber derſelben dadurch zur Annahme der darauf fallenden Kapita⸗ 
lien nebſt Zinſen an dem in der Bekanntmachung bezeichneten Termine ver⸗ 
pflichtet ſind. Im Fall des Eingehens eines oder des anderen der genannten 
Blaͤtter beſtimmt das Koͤnigliche Landrathsamt des Arnswalder Kreiſes, in 
welchem anderen Blatte anſtatt des eingegangenen die Bekanntmachungen er⸗ 
folgen. Wenn der Betrag dieſer Obligation nach erfolgter Kuͤndigung nicht 
in dem feſtgeſetzten Termine erhoben wird, ſo kann dieſelbe innerhalb der 8 
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ſten zehn Jahre auch in ſpaͤteren Terminen zur Einloͤſung praͤſentirt werden; 
fie tragt aber von der Verfallzeit ab keine Zinſen mehr. Diejenigen Obliga⸗ 
tionen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind und der Bekanntmachung durch 
die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet nicht am Zahlungstermine eingehen, werden 
waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre nach dem Zahlungstermine von der Chauſſee⸗ 
baukommiſſion jährlich einmal öffentlich aufgerufen, gehen fie deſſenungeachtet 
nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Rea⸗ 
liſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus denſelben, was unter Angabe 
der werthlos gewordenen Nummern Öffentlich bekannt zu machen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem geſammten Vermoͤgen. 

Arnswalde, den ten 18 


Die Chauſſeebau⸗Kommiſſion Arnswalder Kreiſes. 
Mit 20 Kupons. j 


Erſter Kupon zur Arnswalder Kreis⸗Obligation Littr, 
— — ELThaler. — Inhaber empfängt am 2. Januar 
inſen Thaler. 

Arnswalde, den ten 18 


Die Chauſſeebau-Kommiſſion Arnswalder Kreiſes. 


Dieſer Kupon wird unguͤltig, wenn 
ſein Geldbetrag nicht innerhalb einer 
vierjaͤhrigen Friſt nach der Faͤlligkeit er⸗ 
hoben worden iſt. 
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(Nr. 3127.) Verordnung, betreffend die Aufforderung von Perſonen des Soldatenſtandes 
zum Ungehorſam. Vom 23. Mai 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, auf Grund des Arti— 

kels 105. der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 

Wer Perſonen des Soldatenſtandes, es ſei der Linie oder der Land— 
wehr, dazu auffordert oder anreizt, den Befehlen ihrer Obern nicht Gehorſam 
zu leiſten, wer insbeſondere Perſonen, welche zum Beurlaubtenſtande gehoͤren, 
dazu auffordert oder anreizt, der Einberufungsorder nicht zu folgen, wird mit 
Gefaͤngniß von ſechs Wochen bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Dieſe Beſtimmung findet Anwendung, die Aufforderung oder Anreizung 
mag durch Wort oder Schrift, oder durch irgend ein anderes Mittel geſchehen, 
ſie mag von Erfolg geweſen ſein, oder nicht. 

Vereinigt ſie die Merkmale einer Handlung in ſich, welche die Geſetze 
mit ſchwererer Strafe bedrohen, ſo wird dieſe allein verhaͤngt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 23. Mai 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


